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Beschwerde- und Ombudsstellen in der Kinder- und f ugendhilfe ffi

Menschen, die beim lugendamt Hilfe
beantr.rgen, sich auf Hilfeplan- und

Hilteprozesse mit Fachkräften der Ju-

gendhilfe einlassen, treffen damit eine

weitreichende Entscheidung über ihr Le-

ben und das Leben ihrer Kinder. Die Fnt-

scheidung, einen fremden Menschen in

die Wohnung zu lassen und persönliche

Cespräche zu führen oder das eigene

Kind an einem anderen Ort .rufwachsen

und von anderen Menschen erziehen zu

lassen, ist eine schwere Entscheidung,

erfordert innere Uberzeugung und Ver-

trauen in die Fachkräfte. Unr diesesVer-

trauen in Einschätzungen von Fachkräf-

ten zu entwickeln, ist es hilfreich, sich zu

informieren und zu vergewissern, Alter-

nativen und ihre Folgen zu überdenken.

Wo finden Mütter und Väter, aber .ruch

Kinder, Jugendliche und junge Volljäh-
rige hierfür Ansprechpartner? Welche

Angebote machen lnstitutionen und Ein-

richtungen der Kinder- und Jugendhilfe
den Familien, um eine unabhängige

Zweitmeinung einzuholen? An wen kön-

nen sich junge Menschen und ihre Fami-

lien wenden, wenn sie Bedenken oder

Kritik in der Hilfeplanung oder im Hilfe-
verlauf haben?

Diese Uberlegungen werden seit etwa

zehn lahren in engeren Fachkreisen und

seit etwa einem lahr auch breit in der

Fachöffentlichkeit und mit Fachpolitike-

rinnen und Fachpolitikern diskutiert. An-

lass hierfür waren insbesondere die Ak-

tivitäten zur Aufarbeitung des Unrechts

in der Heimerziehung seit den 50er-lah-

ren und die Debatten seit Bekanntwer-

den von Missbrauchsfällen in lnternaten.

Sie haben maßgeblich dazu beigetragen,

der Notwendigkeit der Sicherung von

Rechten junger Menschen und ihrer Fa-

milien in der Kinder- und Jugendhilfe
breite Aufmerksamkeit zu verschaffen.

Als Folge dieser Auseinandersetzungen

wurde im Rahmen des Bundeskinder-

schutzgesetzes in S 45 Abs. 2 SCB Vlll
eine Regelung aufgenommen, die den

Nachweis über Beteiligungsverfahren

und Beschwerdemöglichkeiten für Kin-

der und Jugendliche in Einrichtungen

zur Voraussetzung für die Erteilung einer

Betriebserlaubnis erklärt.

Unterstützt durch die sogenannten ,,Run-
den Tische" und die Unabhängige Be-

auftragte der Bundesregierung für Fragen

des sexuellen Kindesmissbrauchs, fand

erstmals seit der sogenannten ,,Heim-
kampagne" Ende der 1 960er-/Anfang

der 'l 970er-Jahre wieder eine öffentli-
che ThematisierunB von Unrecht gegen

Kinder und Jugendliche in Einrichtun-

Ben statt. Fachkräfte mussten eingeste-

hen, dass Einrichtungen der Kinder- und

Jugendhilfe nicht nur Schutzräume dar-

stellen, sondern auch Cefahren bergen.

Es wurde offensichtlich, dass es sich bei

Crenz- und Rechtsverletzungen in pro-

fessionellen Erziehungskontexten nicht

um traurige Einzelfälle handelte, sondern

um eine strukturelle Cefahr, die in den

Strukturen der Kinder- und Jugendhilt-e
begründet ist. Zu diesen Strukturen zäh-

len insbesondere das spezifische Nähe-

Distanz-Verhältnis, konkurrierende Ent-

scheidungskriterien in Hilfeplanungs-

und HilfeerbringunSsprozessen und die

strukturelle Machtasymmetrie in der

Hel fer-Kl ient-Beziehung.

Strukturen des Feldes

Erzieherische Hilfen agieren in der Re-

gel in Alltagssituationen. Fachkräfte sind

darin nicht nur in ihrer beruflichen Rolle

involviert, sondern auch als Personen

präsent: als Vorbilder und Unterstützer,

aber auch als Konfliktpartnerinnen und
-partner. Es wird von ihnen erwartet, sich

als Menschen authentisch einzubringen.

Erziehung beinhaltet insofern immer ein

spezifisches Nähe-Distanz-Verhältnis.

Die Emotionalisierung der Beziehung

beinhaltet die Cefahr, in interpersonelle

Konfliktdynamiken verstrickt zu werden.

ln diesem Rahmen kann es zu Situatio-

nen kommen, in denen Fachkräfte ihre

Emotionen wie Freude, Arger, Wut und

Angst nicht reflektieren und kontrollieren
können. Konflikte und Crenzverletzun-

gen stellen daher keine Ausnahme dar,

sondern sind als Möglichkeiten in der

Struktur der Beziehung angelegt, wobei

in der Einordnung zu unterscheiden ist

zwischen I. pädagogisch legitimierter
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Ausübung von Zwang, der von Betroffe-

nen als Crenzüberschreitung erlebt wird,
2. Crenzverletzungen wie verbalen Be-

leidigungen oder körperlichen Über-

griffen, die aus konkreten Konfliktsitua-

tionen heraus entstehen und einmalig
vorkommen, und 3. Formen schwerer

Cewaltausübung wie physische oder
psychische Misshandlung und sexuali-

sierter Cewalt. Aus der beschriebenen

Crundstruktur der pädagogischen Bezie-

hung als Nähe-Distanz-Verhältnis resul-

tiert die Verantwortung für Fachkräfie,

diese Cefahr zu thematisieren, sie damit

zu verringern und Handlungsmöglich-

keiten für die betroffenen Kinder und

Jugendlichen, jungen Erwachsenen und

Eltern zu schaffen.

Entscheidungen in der Hilfeplanung und

der Hilfeerbringung sollen im Rahmen

eines gemeinsamen Prozesses aller Be-

teiligten auf der Crundlage fachlicher

Kriterien und der Sichtweisen der Be-

troffenen getroffen werden. In der Rea-

lität können d.rrüber hinaus jedoch viel-
fältige Einflüsse auf Fallentscheidungen

beschrieben werden: Neben f.rchlichen

Aspekten gehen z. B. finanzielle Aspekte

und die Verfügb.rrkeit von Handlungs-

alternativen in Entscheidungen ein
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Öffentliche und freie Träger sind darüber

hinaus Organisationen mit einem hohen

Eigeninteresse (ausführlich hierzu Urban

2006. f rolz weitreichender Betei I igu ngs-

rechte von Kindern, Jugendlichen, jungen

Vol I jährigen und Personensorgeberech-

tigten im Hilfeplanungs- und Hilfeerbrin-
gungsprozess besteht also eine poten-

zielle Konkurrenz zwischen der Betroffe-

nensicht, der fachlichen Perspektive und

anderen Entscheidungskriterien.

Um ihre Rechte sowohl im Alltag der

Hilfe als auch im Hilfeplanungsprozess

durchsetzen zu können, müssen Betrof-

fene ihre Rechte nicht nur kennen, son-

dern auch deren Verletzung im konkre-

ten Fallfeststellen und ihre Realisierung

einfordern können. Hierzu müssen oft

schwierige Konflikte und teilweise sogar

rechtliche Auseinandersetzungen mit lns-

titutionen ausgetragen werden. Dies setzt

sowohl Wissen als auch emotionale und

materielle Ressourcen voraus, über die

die überwiegende Mehrzahl der Klien-

tinnen und Klienten der Kinder- und Ju-

gendhilfe nicht verfügt. ln der Regel ha-

ben junge Menschen und ihre Familien

wenig Wissen über die fachlichen und

rechtlichen Regeln der Hilfeplanung und

Hilfeerbringung, über die Abläufe im Ju-

gendamt, über das Verfahren der Hilfe-
planung, bestehende H ilfsmögl ichkeiten

und ihre persönlichen Rechte im Hilfe-
planverfahren und in Einrichtungen der

Kinder- und Jugendhilfe. Die Mehrzahl

der Klientinnen und Klienten hat zudem

einen geringeren sozialen Status als die

Fachkräfte und ein geringeres sprachli-

ches und intellektuelles Vermögen. Fach-

kräfte verfügen demgegenüber über den

Status der Profession. Damit verbunden

sind nicht nur Fachwissen und Definiti-
onsmacht, sondern auch ein Vorsprung

an Orientierung, lnformation und Rollen-

sicherheit. Fachkräfte entscheiden über

die Verteilung von Ressourcen, vermö-

gen den Klientinnen und Klienten zu

Leistungen zu verhelfen oder ihnen diese

vorzuenthalten. Und während sich Kli-

entinnen und Klienten in einer psycho-

x

sozialen Belastungssituation befinden,

die den lnhalt der lnteraktion mit den

Fachkräften darstellt, und Fachkräfte Ein-

blicke in den privaten Alltag der Klien-

linnen und Klienten bekommen, agieren

Fachkräfte in ihrer beruflichen Rolle, in

der ihre Persönlichkeit, ihre Probleme,

Unzulänglichkeiten etc. nicht themati-

siert werden.

Es liegt also im Regelfall eine strukturelle

Machtasymmetrie zwischen den Fach-

kräften der Kinder- und Jugendhilfe und

ihren Klientinnen und Klienten vor.

Macht ist in sozialen Prozessen unver-

meidlich. Sie ist, wie das Bild der Macht-

balancen von Norbert Elias (2004) ver-

deutlicht, überall existent, wo Menschen

ihr Verhalten aufeinander abstimmen
(vgl. Wolf 200h. Es stellt sich daher

nicht die Frage, ob Fachkräfte in der Kin-

der- und Jugendhilfe Macht haben, son-

dern welche Macht sie haben und wie
sie mit ihr umgehen (Urban-Stahl 2010).

Junge Menschen und ihre Familien sind

darauf angewiesen, dass Fachkräfte sie

über ihre Rechte informieren und sich an

die Vorgaben halten. Die Sicherung von

Betroffenenrechten stellt insofern eine

Aufgabe sozialpädagogischer Organisa-

tionen dar.

Schon jetzt gibt es gesetzliche und fach-

liche Versuche, die Rechtssicherheit von
jungen Menschen und ihren Familien in

der Kinder- und Jugendhilfe zu erhöhen.

Sowohl das Jugendhilfe- als auch das

Verfahrensrecht bei nhalten Regelungen,

die dazu beitragen sollen, die strukturel-

le Machtasymmetrie zwischen Bürgerin-

nen und Bürgern und Verwaltung sowie

Leistungserbringern auszugleichen. Die

Verwaltung wird beispielsweise gebun-

den an dieVerpflichtung zur Beratung,

Aufklärung und Beteiligung der Betroffe-

nen an Entscheidungen, zu Transparenz

im Verfahren, zu rechtmäßigen Auskünf-

ten und zur Beachtung fachlicher Regeln.

Auf der professionellen Ebene gilt es als

Anforderung an Fachkräfte, die Helfer-

Klient-Beziehung und ihre eigene Rolle

darin zu reflektieren. Die ungleiche

Machtbalance ist dadurch zwar nicht

auflösbar, aber durchaus zugunsten der

Betroffenen veränderbar: So müssen etwa

die Beschreibung eines Hilfebedarfs und

die Formulierung der Anspruchsbegrün-

dung auf fachlicher Ebene erfolgen, die

Sichtweise der Betroffenen kann jedoch

angemessen und wertneutral in den Do-

kumenten wiedergegeben werden. Fach-

kräfte bewegen sich in den lnstitutionen

der Jugendhilfe zwar geübter als Betrof
fene, sie können jedoch darauf achten,

die lnstitutionen adressatenfreundlich zu

gestalten und lnformationen transparent

zu handhaben. Alles das setzt allerdings

;;;:l:','rr" 
Haltung von Fachkräften

Was aber passiert, wenn Fachkräfte der

Jugendhilfe sich nicht an dieseVorgaben

halten? Welche Handlungsmöglichkei-

ten haben Betroffene, wenn es in Trägern

der Jugendhilfe Fehlentscheidungen oder

Fehlverhalten gibt? Betroffene können

sich sowohl beim freien ais auch beim

öffentlichen Träger bei den jeweiligen

Vorgesetzten beschweren und bei Ver-

fa hrensfehlern sogar gerichtl ich gegen

die Behörde vorgehen. Doch dies

müsste - und hier schließt sich der

Kreis - durch die Betroffenen erfolgen,

die ohne Unterstützung dazu kaum in

der Lage sind.

Ausgehend von dieser Situation werden

nun zunehmend Beschwerde- und Om-
budsstellen für junge Menschen und ihre

Familien in der Kinder- und Jugendhilfe
gefordert.

Was sind Beschwerde- und

Ombudsstellen?

Beschwerde- und Ombudsstellen in der

Kinder- und Jugendhilfe sind in Deutsch-

land (noch) kein eindeutig definierter Be-

reich. Abgesehen von den Vorgaben des

neuen S 45 Abs. 2 SCB Vlll gibt es keine

rechtl iche Verankerung solcher An lauf-

stellen. Die organisatorische und inhalt-

liche Ausrichtung von Beschwerde- und



Ombudsstellen kann sehr unterschied-

lich sein. Auch die in diesem Zusam-

menhang verwa ndten Begriffl ichkeiten

werden noch diskutiert. lnsbesondere

Beschwerde und Ombudschaft werden

teilweise synonym verwandt, und beides

wird oft in den Kontext des ,,sozialen
Verbraucherschutzes" eingeordnet. Es

ist daher notwendig, hier zunächst eine

Abgrenzung dieser drei Begrifflichkeiten

vorzunehmen, bevor auf organisatorische

und inhaltliche Unterscheidungen einge-

gangen wird.

Beschwerde

Eine Beschwerde ist eine Rückmeldung

über eine Dienstleistung, ein Verhalten

oder Ahnliches, die eine negative Bewer-

tung des Ceschehenen beinhaltet und in
der Regel auf Bestätigung, Abhilfe oder

Entschuldigung ausgerichtet ist. Be-

schwerden erscheinen vielen als (unbe-

rechtigtes) ,,Motzen" oder werden als

persönlicher Angriff verstanden. Hier ist

es wichtig, einen anderen Blick zu ent-

wickeln: Beschwerden stellen zunächst

einmal eine Rückmeldung über die Per-

spektive von Klientinnen und Klienten aul

fachliches Handeln dar. Vielleicht wird
diese Rückmeldung als Angriff formuliert,

emotional oder sogar verletzend vorge-

tragen. lmmer gibt sie ledoch Hinweise

darauf, wie Klientinnen und Klienten

das, was Fachkräfte tun, wahrnehmen,

wie es bei ihnen ,,ankommt" und welche
Folgen es für sie hat. ln diesem Sinn liegt

in Beschwerden eine große Chance für
die Fachkräfte und die Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe.

Ombudschaft

Unter Ombudschaft verstehe ich ausge-

hend vom skandinavischen,,Ombuds-

man" eine unpartei ische Vorgehensweise

bei Streitfragen, in der die lnteressen der

strukturell unterlegenen Partei durch den

Ombudsmann oder die Ombudsfrau be-

sondere Beachtung finden.r Ziel ist es,

strukturel le Machth ierarch ien auszu-

gleichen und eine gerechte Einigung zu

erzielen. ln diesem Zusammenhang kann

der Begriff ,,unparteiisch" irritieren: Die

Ombudsperson setzt sich für die Stär-

kung der Bürgerin bzw. des Bürgers ge-

genüber den Fachkräften ein. Warum ist

es nicht parteiisch, Ratsuchenden ihre

Rechte zu erklären und ihnen ggf. bei

der Formulierung von Widersprüchen

zu helfen? Der Unterschied zur partei-

ischen Beratung liegt darin, dass es der

Ombudsperson nicht darum geht, dem

Betroffenen bzw. der Betroffenen zur

Durchsetzung seines bzw. ihres Willens
zu verhelfen, sondern sie durch lnforma-

tion und Beratung in die Lage zu verset-

zen, die allen Bürgerinnen und Bürgern

im Rahmen des Rechtsstaats zustehen-

den Rechte und Verfahrensmöglichkei-

ten wie Beschwerde, Widerspruchs- und

Klageverfahren zu nutzen. Auf diesen

Zusammenhang zielt die Formul ierung,

Ombudsstellen sollen (zwischen Bürge-

rin bzw. Bürger und Behörde sowie Be-

troffenen und Fachkräften) bestehende

strukturel le Machtasymmetrien ausglei-

chen. Hier liegt ein klarer Unterschied

zum Konzept der Mediation: Mediation
geht vom ldealfall aus, zwischen zwei

Partnerinnen oder Partnern auf gleicher

Augenhöhe zu vermitteln. Ombudschaft

hat die Aufgabe, diese gemeinsame

,,Augenhöhe" durch Unterstützung der

unterlegenen Seite herzustel len.

Das Konzept der Ombudschaft findet seit

den 7Oer-Jahren international Beachtung.

ln Deutschland gibt es sie beispielsweise

im Versicherungs- und Bankenwesen,

aber auch in der Altenpflege. ln der Ju-

gendhilfe ist sie erst in der Entstehung und

bisher weder strukturell noch im Selbst
verständn is der Fachkräfte verankert.

Schwerpunkt

Sozialer Verbraucherschutz

Der 1 1. Kinder- und Jugendbericht führte

im Rahmen der Überlegungen zur Kin-

der- und Jugendhilfe als Dienstleistung

den Cedanken des Verbraucherschutzes

in die Debatte ein. ln der Fachdiskussion

wurde dies mit dem Begriff ,,sozialer
Verbraucherschutz" belegt, im Sinne

eines ,,Verbraucherschutzes in der 5o-

zialen Arbeit". Dies erscheint zunächst

einleuchtend. Was dabei unberücksich-

tigt bleibt, ist jedoch, dass dieser Begriff

in der Verbraucherschutzdiskussion be-

reits in einem anderen Sinn etabliert ist.

Hier meint sozialer Verbraucherschutz

den ,,Schutz der sozialen Existenz von

Verbrauchern innerhalb vertraglicher Be-

ziehungen", etwa in der Cestaltung von

Kreditbedingungen (vgl. Reifner 
.l 

999).

Es erscheint fraglich, eine zweite - bis

heute schwammig gebliebene - Bedeu-

tung dieses Begriffes zu entwickeln und

neben einer seit den 7Oer-Jahren im Ver-

braucherschutz verankerten Debatte zu

etablieren. Auch begrifflich erscheint die

Bezeichnung,,Verbraucher" für junge

Menschen und ihre Familien in der So-

zialen Arbeit zumindest problematisch.

Auch wenn diese Begriffe bisher nicht

trennscharf genutzt werden, deutet sich

doch eine Strukturierung an: Der Begriff

Beschwerde wird eher für Beschwerde-

verfahren innerhalb von Einrichtungen

genutzt und Ombudschaft eher für An-

laufstellen, die außerhalb von Einrich-

tung und Träger angesiedelt sind und bei

denen der Status der Unabhängigkeit

von besonderer Bedeutung ist. Sozialer

Verbraucherschutz wi rd a ls übergreifen-

des Rahmenkonzept verwandt.

Stand, Erfahrungen und aktuelle
Entwicklungen

ln der Praxis sind nun unterschiedliche

Formen und Ausrichtungen von Be-

schwerde- und Ombudsstellen zu be-

obachten.

I

' Eine rechtsvergleichende Untersuchung unterschiedlicherVarianten von Ombudschaft in
Europa findet sich bei Kucsko-Stadlmayer (Hg ) 2008.
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Zunächst muss hinsichtlich der orga-

nisatorischen Verortung unterschieden

werden zwischen
. Anlaufstellen in Einrichtungen, z. B.

Beschwerdestellen oder dem Kinder-

und Jugendrat als Ansprechpartner für

Beschwerden innerhalb der Einrich-

tungen, und
. einrichtungsexternen Anlaufstellen wie

z. B. Beratungs- und Ombudsstellen,

die von eigenständigen, nur zu diesem

Zweck gegründeten und sich als unab-

hängig verstehenden Trägern (e. V)
unterhalten werden.

Zudem gibt es Mischformen, die die

beiden genannten verbinden. So gibt es

. die Benennung unabhängiger außen-

stehender Ombudspersonen iür eine

Ei nrichtung,
. auf der Ebene von Trägern können

Beschwerdestellen für mehrere Einrich-

tungen existieren und
. es gibt sich als unabhängig verstehende

Ombuds- und Beschwerdestellen als

Projekt eines oder mehrerer Träg,er und

Verbände, die selbst Träger von Ein-

richtungen sind.

lnhaltlich kann Beratung angeboten wer-

den, die sich
. auf die Leistungsgewährung, also auf

das vom öffentlichen Träger verant-

wortete Hilfeplanverfahren und den

Verwaltungsakt, bezieht, und / oder
. auf die Leistungserbringung, d. h.

den Hilfeprozess, der meist von einem

freien Träger gestaltet wird.

Das Angebot der Beratung kann auch auf

bestimmte Einrichtungen oderTräger be-

grenzt oder geöffnet sein
. in Hinsicht auf Ceschehnisse in einer

oder mehreren zu einem bestimmten

Träger gehörenden Einrichtungen,
o in Hinsicht auf Ceschehnisse in einer

konkreten Einrichtung und die damit

verbundenen H ilfeplanverfahren oder
. ohne Einschränkung auf bestimmte

Träger und Einrichtungen.

lm Folgenden wird auf die Arbeitspraxis,

Erfahrungen und aktuei le Entwicklungen

von Beschwerde- und Ombudsstellen in

der Kinder- und lugendhilfe eingegangen.

Dabei wird unterschieden zwischen ein-

ri chtu ngs i nte r n e n und ei n r i cht u n gsexter-

nen Beschwerde- und Ombudsstellen.

Einrichtungsi nterne Beschwerde-

stellen

Seit Langem gibt es Einrichtungen der

Kinder- und Jugendhilfe, die sich in be-

sonderer Weise um einen konstruktiven

Umgang mit Beschwerden bemühen

und hierfür Verfahren entwickeln und

implementieren. lmpulse können von

den Fachkräften, insbesondere der Lei-

tungsebene ausgehen, aber auch von

Jugendlichen oder Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern. Für solche einrichtungsin-

ternen Beschwerdeverfahren gibt es gute

Beispiele, es existiert bisher jedoch kein

gesichertes empirisches Wissen. Die Er-

gebnisse des La ngzeitbeobachtungspro-
jekts ,,Jugendhilfe und sozialer Wandel"
am DJI haben zwar gezeig,t, dass in den

verSangenen Jahren der Anteil von Ein-

richtungen, die Beteiligungsverfahren für

Kinder und Jugendliche implenrentierten,

über einen längeren Zeitraum deutlich

zunahm (zuletzt jedoch stagnierte, vgl.

Cadow u. a. 201 1 ). Es können auf dieser

Crundlage aber keine Aussag,en getrof-

fen werden, welche Formen der Beteili-

gung gemeint sind und ob bzw. wie häu-

fig hiermit auch Beschwerdeverfahren

gemeint sind. An der FU Berlin werden

derzeit im Rahmen eines vom BMFSFJ

geförderten Forschungsprojekts zu,,Be-
dingungen der lmplementierung von

Beschwerdestellen in Einrichtungen der

Kinder- und Jugendhilfe" unterschiedli-

che Formen von Beschwerdeverfahren

Benauer untersucht. Ergebnisse aus dem

Projekt sind ab Herbst 2012 zu erwarten.

Der Deutsche Verein erarbeitet derzeit

Empfehlungen zur Sicherung von Rech-

ten von Kindern und Jugendlichen in Ein-

richtungen, in denen die lmplementation

von Beschwerdeverfahren einen Schwer-

punkt darstellt.

Aus Praxisberichten und dem aktuellen

Stand der Fachliteratur können jedoch

erste übergreifende Aussag,en abgeleitet

werden (2. B. Urban-Stahl 201 1, Hiller
2003, Krause 2003). Beschwerdeverfah-

ren in Einrichtungen werden von den

Akteuren in den Kontext von Partizlpa-

tion und Qualitätsentwicklung gestellt.

Sollen sie angenommen werden und

,,funktionieren", so müssen sie Teil einer

Cesamteinrichtungskultur der Partizi-

pation, Transparenz und Wertschätzung

sein. Auf der Basis einer solchen Einrich-

tungskultur können Kindet Jugendliche
und junge Erwachsene, ggf. auch Eltern,

das Vertr.ruen haben, ihren Unmut äu-

ßern und Beschwerdeinstanzen tatsäch-

lich in Anspruch nehmen zu können.

Dabei wird von den Akteuren stets be-

tont, dass eine solche Haltung zur Ent-

wicklung einer Beschwerdestelle führen

kann, dies aber nicht umgekehrt gelte:

Beschwerdestellen können eine solche

wertschätzende partizipative Haltung bei

den Beteiligten nicht herstellen. Ein kon-

struktiver Umgang mit Kritik und eine

positive Einstellung zu Beschwerdever-

fahren müssen daher zunächst gemein-

sam erarbeitet werden. Celingt dies und

werden Beschwerdeverfahren erfolgreich

implementiert, so werden in den Be-

schwerden die Perspektive der Kinder

und Jugendlichen, ihre Erfahrungen und

Probieme in der lnstitution deutlich.

Dieses kann in Hinsicht auf mögliche

Schlussfolgerungen für die Weiteren!
wicklung der Einrichtung und damit für

die Qualitätsentwicklung genutzt werden.

Von besonderer Bedeutung ist in Be-

schwerdeverfahren der,,Zugang" von

Kindern und Jugendlichen zu den An-

sprechpersonen. Kinder und Jugendliche,

dies zeigen die Erfahrungen, wenden

sich in der Regel nicht an die Beschwer-

destelle als Beschwerdestelle, sondern

an eine bzw. einen ihnen persönlich

bekannte bzw. bekannten Ansprechpart-

nerin bzw. -partner. Den persönlichen

Kontakt zu gewährleisten stellt insbeson-

dere bei dezentralisierten Einrichtungen

und in den ambulanten Hilfen sowie

bei externen Ombudspersonen eine
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besonclcre Heraust,orclerurrg clar. Einige

Einrichtungen nutzen hier bcstehencle

Sprecherräte o. A. der Kindcr und lu-
gendlichen, zu denen der Zug.rng

häufig einfacher fällt

Einrichtungsexterne Beschwerde-

und Ombudsstellen

Seit 2002 giltt es im gcsanrtcn Bundes-
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Kinder- uncl Jugendhilt-e andererseits aui-

zubauen. Die ersten dieser Beratungs-

stellen nahmen 2002 ihre Arbeit auf,

2008 schlossen sich 13 lnitiativen zum

,,Bundesnetzwerk Ombudschaft in der

Jugendhilfe" zusammen. 201 0 wurde im
Autirag cles Nationalen Zentrums Frühe

Hilten (NZFH)eine Expertise zunr aktu-

ellen Stancl dieses Bereiches erstellt, die

eine Cesamterhebung der lnitiativen be-

inh,rltet (Urh,rn-St.rhl 2()l Il.

Dic im Netzwerk zusanrmcngcschlosse-

nen lnitiativen bieten jungcn Menschen

uncl cleren Familien in Konflikten mit
Fachkröiten der Jugendhilfe eine unab-

hängige Beratung und gegebenenfalls

Unterstützung in der Lr)sung des Kon-

flikts an ln abgestuften Beratungsverfah-

ren wird in einem Beratungsteam zu-

nächst ein ausführliches Erstgespräch

gcführt und eine erste Einschätzung ent-

wickelt. Ergebnis dicses Cesprächs kann

es sein, dass den Betroiienen erklärt

wird, warum das H.rndeln der Fachkräite

angemessen und rechtcns war lst das

Handeln der Fachkräfte' für die Beraterin-

nen und Berater nicht nachvollziehbar,

werden die Betroffenen entweder darin

bcraten, wie sie selbst das Ccspräch su-

chen können, oder cs eriolg,en Vernritt-

lungsversuche durch clas Beraterte.rm.

liel ist es im lnteresse cler tsetrotlenen

stets, eine einvernehnrliche Lrisung zu
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suchen. Nur wenn es nicht zu vermeiden

ist und die Betroffenen dies möchten,

werden gerichtliche Schritte in Erwägung

gezogen (nähere lnformationen zu Fall-

statistiken und Fallbeispielen in Urban-

Stahl 201 1).

Die Erfahrungen der Initiativen verdeutli-

chen, dass in der Kinder- und Jugendhilfe
ein großer Bedarf von Betroffenen nach

unabhängiger Beratung besteht. Dabei

geht es den Familien nur selten darum,

etwas gegen Fachkräfte du rchzusetzen,

sondern primär um die Verlrauenswür-

digkeit der lnformation eines unbetei-

ligten Dritten. Diese Beratungsarbeit ist

fachlich hoch anspruchsvoll und erfor-

dert eine konstruktive, enge Kooperation

mit Regelinstitutionen, ohne jedoch die

eigene Unabhängigkeit zu gefährden.

Die lnitiativen stellen Modellprojekte
dar, die etwas versuchen, was bisher in

den Strukturen der Kinder- und Jugend-

hilfe nicht vorgesehen ist. Sie entwickeln
in den jeweiligen konkreten regionalen

Cegebenheiten unterschiedl iche Struk-

turen, sowohl hinsichtlich der Organisa-

tion (Träger etc.) als auch hinsichtlich

der beteiligten Personen. Keine der lni-

tiativen verfügt jedoch über eine finan-

zielle Absicherung, die über zwei- bis

dreijährige Projektfinanzierungen hin-

ausgeht, und alle lnitiativen sind auf eh-

renamtliche Arbeit angewiesen, um die

Beratungsarbeit sicherstellen zu können.

Angesichts der voraussetzu ngsvol len Tä-

tigkeit stellen sich hier unterschiedliche

strukturelle Probleme (vgl. dazu ausführ-

lich Urban-Stahl 201 1: 1B ff.).

Vor diesem Hintergrund wird derzeit

über die Möglichkeiten einer Versteti-

gung und Verbreiterung unabhängiger

Ombudschaft in der Kinder- und Jugend-

hilfe nachgedacht. Bisherige Überlegun-

gen richten sich neben Unterstützungs-

möglichkeiten für selbstständige Om-
budsstellen auf die Implementation von

Ombudsstellen als öffentlich finanzierte,

aber unabhängige, an Jugendhilfeaus-
schüsse oder Landesjugendh i lfeaus-

schüsse angegliederte Beratungsstellen.

lm Februar werden konkrete Uberle-

gungen hierzu in einem im Auftrag des

Bundesnetzwerks Ombudschaft in der

iugendhi lfe erstel lten Rechtsgutachten

von Reinhard Wiesner zu den Möglich-
keiten der gesetzlichen lmplementierung

von Ombudschaft in der Kinder- und Ju-

gendhilfe vorgestellt (Download auf der

Homepage des Bundesnetzwerks www.

ombudschaft.de).

Luxusproblem oder Normalisie-
runSsprozess?

Beschwerde- und Ombudsstellen in der

Kinder- und Jugendhilfe werden in der

Fachöffentl ichkeit zwar breit diskutiert,

gleichzeitig jedoch skeptisch betrachtet:

,,Erst seine Kinder vernachlässigen und

sich dann auch noch beschweren wol-
len!" Diese Außerung eines Jugendamts-

leiters gibt Einblick in eine der vielen

Problematiken, die für Fachkräfte mit dem

Thema verbunden sind. Auch die Fragen,

wie solche Ombudsstellen bezahlt wer-

den sollen und welche problematischen

Auswirkungen Beschwerdestellen in Ein-

richtungen auf den Kostensatz haben,

werden vonseiten der öffentlichen und

der freien Jugendhilfe gestellt.

Beschwerde- und Ombudsstellen sind
jedoch ein notwendiger Beitrag zur

Sicherung der Rechte junger Menschen

und ihrer Familien in der Kinder- und

Jugendhilfe. Es geht um Rechte, die den

Betroffenen zustehen, die sie aber ohne

Unterstützung nicht selbst einfordern

können. Daher stellt die lmplementation

von Beschwerde- und Ombudsstellen

keineswegs die Bearbeitung eines Luxus-

problems, sondern einen überfälligen

Normalisierungsprozess in der Kinder-

und Jugendhilfe dar, der zum Schutz

junger Menschen vor Crenz- und Rechts-

verletzungen beiträgt. Dieser Prozess

erfordert eine veränderte Haltung gegen-

über Anliegen und Beschwerden junger

Menschen und ihrer Familien.

Dabei sind die unterschiedlichen Formen

von Anlaufstellen - hier dargestellt als

einrichtungsinterne und einrichtungsex-

terne Verfahren und Stellen - keineswegs

in Konkurrenz zueinander zu betrachten.

Es gibt vielmehr Hinweise darauf, dass

diese Formen jeweils spezifische Reich-

weiten und Crenzen haben. So zeigen

die bisherigen Erfahrungen, dass Kon-

flikte im Alltag von Einrichtungen eher in

ei nrichtu ngsi nternen Beschwerdeverfah-

ren beraten werden können, diese lnter-

nen Verfahren bestimmte Varianten von

Konflikten im Hilfeplanprozess (2. B. vor

Leistungserbringung) hingegen gar nicht

erfassen können. Beide Formen sind

wichtige Elemente einer ihrer Verantwor-

tung für junge Menschen und ihre Fami-

lien gerecht werdenden Jugendhilfe. Sie

können nicht alternativ sondern nur in
Ergänzung zueinander gedacht werden

und sind beide notwendige Bestandteile

von an den Selbstbestimmungs- und Par-

tizipationsrechten der Klientinnen und

Klienten orientierten Entwicklungspro-

zessen in der Kinder- und Jugendhilfe.
Ziel muss es daher sein, ein konstruk-

tives Zusammenwirken einrichtungs-

interner und einrichtungsexterner Be-

schwerde- und Ombudsstellen als Teil

einer notwendigen lnfrastruktur in der

Jugendhilfe zu implementieren. Neben

freien Trägern sind dabel auch öffentli-
che Träger aufgerufen, nutzerfreu ndl iche

Beschwerdeverfah ren jenseits des Ver-

waltungsrechts zu entwickeln.

Die Implementierung von Beschwerde-

verfahren und Ombudsstellen als zuver-

lässiges lnfrastrukturangebot erfordert

die rechtlicheVerankerung im SCB Vlll
durch Aufgabenzuweisung sowie infra-

strukturelle und finanzielle Absicherung.

Eine besondere Herausforderung wird

darin bestehen, in einer solchen recht-

lichen Regelung die erforderliche Un-

abhängigkeit einrichtungsexterner Om-
budsstellen sicherzustellen. Auch wenn

dies zunächst wie die Quadratur des

Kreises erscheinen mag - zu diesen Be-

mühungen gibt es aus meiner Sicht keine

Alternative.
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Expertise: Ombuds- und Beschwerdestellen
in der Kinder- und fugendhilfe in Deutschland

Das Nationale Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) hat mit dieser Expertise im

Jahr 2011 eine Bestandserhebung der Ombuds- und Beschwerdestellen

der Kinder- und fugendhilfe in Deutschland und eine erste Einschätzung

ihrer Entwicklungspotenziale und Erweiterungsmöglichkeiten vorgelegt.

Die Expertise geht dabei u. a. der Frage nach, ob und gegebenenfalls in-

wiefern Ombudsstellen Hinweise auf Fehler im Kinderschutz aus der Be-

troffenenperspektive liefern und ob sie potenziell im Sinne des Lernens

aus Fehlern im Kinderschutz zu erweitern oder zu nutzen wären. Die Ex-

pertise kann von der Website des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen unter

http://www.fruehehilfen.de/wissen/materialien/ heruntergeladen werden.
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